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An den Herrn 

Präsidenten des DeutscJien Bundestaj^ts 


Betr.: Anfrage Nr. 177 der Abgeordneten Frau Dr. Probst und Genossen 
- Nr. 2142 der Drucksachen - 


Die Anfrage Nr. 177 wird wie folgt beant- 
wortet: 

1. Bereits am Tage nach der Verkündung des 
Bundesversorgungsgesetzes (Erlaß vom 22. 
Dezember 1950) habe ich den Ländern 
den Entwurf der Verwaltungsvorschriften 
zum Bundesversorgungsgesetz als Rlditlinie 
für die Umanerkennung der Renten zu- 
gesandt und dabei gebeten, die LJmaner- 
kennung in folgender Reihenfolge durch- 
zuführen : 

Schwerbeschädigte mit einer MdE von 
80 V. H. und mehr, 

Witwen mit mehr als drei Kindern, 
die über 50jährigen Witwen ohne Ein- 
kommen und die Vollwaisere 
Mit Fernschreiben vom 6. März 1951 habe 
ich die Länder erneut und eindringlich auf 
die Einhaltung der Empfehlung hingewiesen, 
nachdem bekanntgeworden war, daß in 
einigen Ländern die Umanerkennung nicht 
in der gebotenen Reihenfolge erfolgte. 

In der Besprechung am 5. April 1951 haben 
die Vertreter der Länder über den Stand 
der Umanerkennung berichtet. Danach er- 
folgen in der Mehrzahl der Länder die 
Umanerkennungen in der empfohlenen 
Reihenfolge, Vereinzelt sind die bevorzug- 
ten Gruppen bereits im wesentlichen um- 
anerkannt. Einige Länder haben die Fälle 


der Rentenminderung zurückgestellt. In 
anderen Ländern wurden neben den be- 
vorzugt durchzuführenden Umanerkennun- 
gen auch nach dem Gesetz zulässige 
Rentenminderungen durdigeführt. Von der 
Minderung oder dem Entzug der Eltern- 
renten wird in Erwartung einer Neurege- 
lung bis auf weiteres in allen Ländern 
abgesehen. 

2. Die Länder führen nach Artikel 83 GG 
das Bundesversorgungsgesetz als eigene An- 
gelegenheit durch. Die Bundesregierung 
übt nadi Artikel 84 GG die Aufsicht darüber 
aus, daß die Länder die Bundesgesetze 
dem geltenden Rechte gemäß ausführen. 
Als geltendes Recht im Sinne dieser Vor- 
sdirift sind das Bundesversorgungsgesetz, 
die zu seiner Durchführung erlassenen 
Rechtsverordnungen sowie die mit Zu- 
stimmung des Bundesrats erlassenen allge- 
meinen Verwaltungsvorschriften anzusehen. 
Dagegen stellen die Entschließung des 
Bundestags und meine Empfehlung über 
die Reihenfolge der Umanerkennungen kein 
bindendes Recht im Sinne des Artikels 84 
GG dar; sie entziehen sich deshalb auch 
meiner Einwirkung von Aufsichts wegen. 

3. Der fachlichen Ausbildung und Fortbildung 
der in der Versorgungsverwaltung tätigen 
Beamten und Angestellten habe ich seit 
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langem mein besonderes Augenmerk zu- 
gewandt. ln einigen Ländern wird bereits 
eine solche Schulung durchgeführt, ln einer 
abschließenden Besprechung mit den Ver- 
tretern der Länder am 5. April 1951 wurde 
ein Arbeitsaussdiuß gebildet, der Grund- 
sätze für die einheitliche Ausbildung und 
Fortbildung der in der Kriegsopferversor- 
gung tätigen Beamten und Angestellten 
sowie eine Prüfungsordnung der Beamten 
des gehobenen und mittleren Dienstes 
aufstellen wird. 

4. Bereits der Haushaltsplan 1950 sah eine 
erhebliche Stellenvermehrung vor ; im 
Haushaltsplan 1951 sind 1870 Stellen mehr 
vorgesehen als irn Haushaltsplan 1950, deren 


Besetzung als Vorwegbewilligung beantragt 
ist. Um die erforderlichen Wiederauf-, 
l>weiterungs- und Neubauten durchführen 
zu können, sind im Haushaltsjahr 1950 
10,8 Mill. DM bereitgestellt worden und 
für 1951 14,8 Mill. DM vorgesehen. 

5. Lm audi auf dem Gebiete der Kriegs- 
opferversorgung den im Zusammenhang 
mit dem Wirtschaftsprogramm der Bundes- 
regierung sich ergebenden künftigen Preis- 
erhöhungen von Grundnahrungsmitteln 
Rechnung zu tragen, ist heahsiditigt, die 
Kriegsbeschädigten und Kriegshinterbliebe- 
nen in die für alle Sozialleistungsempfänger 
geplanten Maßnahmen einzubeziehen. 

ln Vertretung 
Sauerborn 



